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An den
Regierenden Bürgermeister von Berlin
Kai Wegner

offener Brief

Geplante Flüchtlingsunterkunft in der Soorstraße 80-82, 
Berlin-Westend

Sehr geehrter Herr Regierender Bürgermeister 
Kai Wegner,
 
mit großer Sorge verfolgen wir, die Initiative 
Westend, die aktuellen Pläne zur Unterbringung 
von 950 Geflüchteten in dem ehemaligen Bü-
rogebäude in der Soorstraße 80-82 in Berlin-
Westend. Während wir die Notwendigkeit einer 
menschenwürdigen Unterbringung für Schutz-
suchende anerkennen, halten wir die geplante 
Umsetzung in dieser Form für hoch problema-
tisch, rechtswidrig, nicht nachhaltig und schäd-
lich sowohl für die unterzubringenden Geflüch-
teten wie auch die Bevölkerung und das soziale 
Gesamtgefüge.

Wir fragen Sie, warum halten Sie an diesem 
fragwürdigen, zum Scheitern verurteilten Projekt 
fest? Was bewegt Sie dazu, gegen den Willen 
der Bürger und jede politische, wirtschaftliche 
und soziale Vernunft zu handeln? Fakt ist: Keine 
der zentralen Forderungen der CDU für Stand-
orte für Geflüchtetenunterkünfte wird in der 
Soorstraße erfüllt. Weder wird die bereits hohe 
Dichte an Unterkünften in Westend bedacht (al-
lein bereits zwei Unterkünfte im gleichen Stra-
ßenblock), noch reduziert man die Anzahl der 
Plätze auf ein tatsächlich verträgliches Maß und 
berücksichtigt die Kapazitäten der sozialen Inf-
rastruktur. Sie verspielen jedes Vertrauen in Ihre 
Politik und in Sie ganz persönlich als Regieren-
den Bürgermeister der Stadt Berlin. Warum soll-
te man bei der kommenden Wahl seine Stimme 
einer CDU geben, die eine durch Ideologie ge-
triebene, zerstörerische Politik betreibt? 

Warum halten Sie weiterhin an einem Vertrag 
mit der Aroundtown S.A. fest, obwohl die Anbah-
nung, die Verhandlungen sowie der Abschluss 
dieses Vertrags Anlass zu erheblichen Zweifeln 
an der Einhaltung zu beachtender Compliance 
Regeln gibt? Wurden personelle Verflechtun-
gen im Vorfeld korrekt angezeigt? Wurden ent-
sprechende Maßnahmen ergriffen, die eine 
unzulässige Einflussnahme verhindern? Wurde 
durch geeignete Prozesse und Überwachung 
der Beteiligten sichergestellt, dass unzulässige 
Vorteilsannahmen unterbleiben? Wurden unter 
Beachtung des Verhaltenskodexes des Landes 
Berlins alle Prozesse sorgfältig dokumentiert? 
All dies ist unserer Auffassung nach zu bezwei-
feln, da das Land beabsichtigt einen Vertrag 
zu Lasten eines bereits jetzt kollabierten Haus-
haltes und der Steuerzahler abzuschließen, der 
sich weit jenseits marktüblicher Bedingungen 
bewegt. 

Die als Geflüchtetenunterkunft in der Soorstra-
ße ausgewählte Immobilie darf als „Schrott-
immobilie“, als sogenanntes „stranded asset“, 
bezeichnet werden, das nicht mehr marktfähig 
ist und von jedem Entwickler abgerissen würde, 
um etwa Platz für dringend benötigten Woh-
nungsneubau zu schaffen. Wäre da nicht ein 
Interessent, der bereit ist, diese Immobilie zu 
irrwitzigen Bedingungen anzumieten. Das Land 
Berlin. So entspricht die Miete der einer Immo-
bilie im gehobenen Luxussegment. Eben dieser 
Umstand nähert die Besorgnis, dass der Vertrag 
gegen geltendes (Haushalts)Recht verstößt und 
sich Beteiligte unzulässig bereichern. Warum 

drängen Sie darauf, dass dieser Vertrag gegen 
jede Vernunft, substantiierte Sachargumente 
und alle Widerstände aus der Bevölkerung un-
bedingt zustande kommt?

Warum halten Sie weiterhin an einem Projekt 
fest, dass in Zeiten von Haushaltsengpässen im 
Bund sowie im Land Berlin hundert Millionen 
Euro verschwendet? Sogar die vom Senat beauf-
tragte BIM konnte das Objekt 2024 nur anhand 
eines frei erfundenen (!) Vergleichsobjekts mit 
noch absurderen Mietansätzen wirtschaftlich 
„rechtfertigen“. Eine aberwitzige Praxis, die hin-
sichtlich einer Missachtung geltenden Rechts 
schlimmstes befürchten lässt und offenbart, 
dass das Vorhaben einem Drittvergleich nicht 
standhält. Wer profitiert von einem Vertrag, bei 
dem aus dem Nichts hundert Millionen Euro ent-
stehen, und zwar zu Lasten des Steuerzahlers?

Warum halten Sie weiter an einem Projekt fest, 
das gar nicht benötigt wird und – insbesondere 
– im Widerspruch zu der Politik steht, für die Sie 
einmal angetreten sind und die die Herstellung 
eines funktionierenden Rechtsstaates umfasst. 
Schon heute leben in Berlin über 16.000 aus-
reisepflichtige Asylbewerber. Schon heute sind 
3.000-4.000 Plätze in LAF-Unterkünften nicht 
belegt. Das Argument „Wir brauchen die Soor-
straße, damit Tegel geschlossen werden kann“ 
greift spätestens nach der Entscheidung, Tegel 
und Tempelhof auszubauen nicht mehr. Die 
Zahlen der Geflüchteten sind bereits 2024 im 
Vergleich zu 2023 deutlich zurückgegangen. 
Die Prognosen von SenASGIVA sind daher für 
die kommenden Jahre viel zu hoch angesetzt, 
finden sich doch hier auch immer noch freiwilli-
ge Aufnahmeprogramme des Land Berlins. Eine 
Anpassung der Prognosen wäre vor Abschluss 
eines 10-Jahres Mietvertrages, der solch massi-
ve Kosten und damit eine enorme Haushaltsbe-
lastung verursacht, dringend angezeigt. Warum 
wollen Sie hier überhastet, noch vor der Bundes-
tagswahl, ohne Not Fakten schaffen?

Warum halten Sie an einem ideologisch getrie-
benen Projekt fest, bei dem jedem bewusst ist, 
dass es nicht funktionieren wird und das die 
Zerstörung eines noch funktionierenden Stadt-
teils zur Folge hat? Schon heute findet in den öf-
fentlichen Schulen in Westend zunehmend we-
niger Unterricht statt. Die Schulen sind mit den 
zu integrierenden Kindern schon heute über-
lastet. In Grundschulen in Westend ist mittler-
weile mehrfach in der Woche die Polizei vor Ort. 
Es herrschen Zustände, die bereits heute völlig 
inakzeptabel sind. Warum wurden die Schullei-
ter nicht zu dem Vorhaben angehört, bei dem 
zwischen 200-300 Kinder in ihren Schulen be-
schult werden müssen? Wo und wie soll das in 
Westend bei den vorhandenen bereits voll aus-
geschöpften Kapazitäten realisiert werden? Der 
Gedanke drängt sich auf, dass man die Schulen 
bewusst nicht anhört, weil man die Wahrheit in 
deren Antworten nicht hören will. 

Warum halten Sie an einem Projekt fest, dass 
nur durch Rechtsbruch überhaupt zu realisieren 
ist? Warum setzen Sie das Land Berlin einem 
Klagerisiko aus und wollen Verträge schließen, 
die nach heutiger Rechtslage überhaupt nicht 

zu erfüllen sind? Wir werden diese Willkür nicht 
akzeptieren und mit allen uns zur Verfügung ste-
henden Mitteln des Rechtsstaats weiter gegen 
das Vorhaben und seine Verantwortlichen ent-
schieden vorgehen. 

Warum verkaufen Sie es als „Erfolg“ für die 
Anwohner, dass anstelle von 1500 Geflüchte-
ten „nur noch“ 950 in ein marodes Gebäude 
einziehen? Sie betreiben Etikettenschwindel! 
Was verbirgt sich hinter dem undefinierten „Be-
herbergungsbetrieb“? Beherbergungsbetriebe 
in Westend sind derzeit faktisch alle von Ge-
flüchteten bewohnt. So oder so, auch mit 950 
Geflüchteten in einem Gebäude bleibt es eine 
Massenunterkunft. Sind sich nicht eigentlich 
alle Seiten darüber einig, dass Massenunter-
künfte massive Probleme mit sich bringen und 
noch nie zu einer Integration der Menschen bei-
getragen haben? Massenunterkünfte schaffen 
nicht nur hygienische Probleme, sondern sind 
Horte der Kriminalität und islamistischer Rekru-
tierung. Wie wollen Sie verhindern, dass diese 
bekannten Probleme nicht nach Lichtenberg, 
Westend oder Neukölln exportiert werden? 

Es gibt in Westend in unmittelbarer Umgebung 
bereits mehrere Unterkünfte. Je mehr Plätze, 
desto mehr Probleme wird es in der Nachbar-
schaft geben. Dennoch: Wir vertreten nicht die 
Auffassung „not in my backyard“. Es geht uns 
einzig und allein um eine verträgliche Lösung 
und die Verhinderung von lokaler Überlastung 
einzelner Stadtteile. Denken Sie, es würden 
sich so viele Menschen engagieren, wenn in der 
Soorstraße eine weitere Unterkunft mit 200 Per-
sonen eröffnet würde?

Die politischen Konsequenzen Ihres verantwor-
tungslosen Handelns werden verheerend und 
nachhaltig sein. Denn Sie treiben die bürger-
lichen Wähler mit einem ideologisch getriebe-
nen Projekt in die Arme der politischen Ränder. 
Schon heute ist die AfD stärkste Kraft bei unter 
35jährigen in Berlin. Das ist auch wesentlich 
das Ergebnis Ihrer Politik und die des Berliner 
Senats, der offensichtlich die Augen von der 
Realität der Menschen verschließt. Die gesell-
schaftliche Erosion haben CDU und SPD glei-
chermaßen zu verantworten. Das kann und darf 
nicht Ihr Ziel für Berlin sein!

Sehr geehrter Herr Wegner, die Bürgerinnen und 
Bürger von Westend erwarten von Ihnen eine 
verantwortungsbewusste und transparente 
Politik. Dieses Projekt widerspricht grundlegen-
den Prinzipien einer fairen Stadtentwicklung 
und einer nachhaltigen Migrations- und Inte-
grationspolitik.

Wir fordern Sie daher auf, die Pläne zur Flücht-
lingsunterkunft in der Soorstraße sofort zu 
überdenken und einen neuen, tragfähigen An-
satz zu entwickeln. Noch ist es nicht zu spät!

Wir stehen Ihnen für konstruktive  
Gespräche gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Initiative Westend


